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Auf dem Kongreß wurde sichtbar, daß die herrschende 
Klasse in den kapitalistischen Ländern dem Erlaß bzw. 
der Anwendung strafrechtlicher Normen auf diesem Gebiet 
entgegenwirkt. So ist bei Umweltschutzdelikten in diesen 
Ländern die Geldstrafe die „übliche“ Maßnahme, die über­
wiegend auf zivilrechtlichem oder administrativem Wege 
ausgesprochen wird. Auch die Stellung der Opfer ist un­
befriedigend — eine Feststellung, die für die weitere 
rechtswissenschaftliche Arbeit von Bedeutung ist

Im Kern geht es bereits hier um Fragen, die die Verant­
wortlichkeit juristischer Personen und in ihrem Namen 
handelnder Einzelpersonen betreffen. Die in zwei Sektio­
nen des Kongresses geführten Diskussionen über dieses 
Problem lassen erkennen, wie die jeweiligen Machtverhält­
nisse und Interessenlagen Argumentation und Richtung 
der rechtlichen Lösung bestimmen. Deutlich kam zum Aus­
druck, daß von den internationalen Monopolen weltweit 
Gefahren ausgehen, die ein so großes Ausmaß angenommen 
haben, daß auch durch den Einsatz des Strafrechts als des 
ausgeprägtesten Mittels einer moralischen und rechtlichen 
Verurteilung diesen Gefahren vorgebeugt und begegnet 
werden muß. Indes gibt es nachdrückliche Bestrebungen 
bürgerlicher Staaten, das Strafrecht aus diesen Bereichen 
„herauszulassen“ und als nicht geeignet anzusehen. Als 
Sanktionen sollen weitgehend wertneutrale Geldbußen 
fungieren, denen nicht der „Makel“ der Strafe anhaftet 
und mit denen solche schädigenden Handlungen als Kava­
liersdelikte charakterisiert werden sollen.

Der Generalbericht von Baron Jean C o n s t a n t ,  Gene­
ralstaatsanwalt i. R. beim Berufungsgericht von Liege 
(Frankreich), geht davon aus, daß die langjährigen inter­
nationalen Bemühungen um den Schutz vor Strafrechtsver­
letzungen juristischer Personen stets von dem Bestreben 
gekennzeichnet waren, wirksame Maßnahmen der gesell­
schaftlichen Verteidigung gegen juristische Personen zu 
entwickeln, wenn es sich um Rechtsverletzungen handelt, 
die mit dem Ziel begangen worden sind, das kollektive 
Interesse dieser Gemeinschaften zu befriedigen, oder wenn 
es um Verletzungen durch von ihnen gewählte Mittel und 
Methoden geht, die generelle Verantwortlichkeit nach sich 
ziehen. Die Anwendung von Maßnahmen der gesellschaft­
lichen Verteidigung gegen juristische Personen schließt 
nicht die Möglichkeit einer individuellen strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit für die gleiche Rechtsverletzung von 
natürlichen Personen aus, die die Verwaltung oder Leitung 
der Interessen der juristischen Personen wahrnehmen oder 
die eine Rechtsverletzung mit den von der juristischen 
Person gelieferten Mitteln und Methoden begangen ha­
ben.4

Unter den heutigen Bedingungen des erbitterten Kon­
kurrenzkampfes multinationaler Konzerne, des skrupello­
sen Profitmachens, besteht — unabhängig von Leben und 
Gesundheit ganzer B'evölkerungsgruppen und unabhängig 
davon, welche negativen Femwirkungen von vornherein 
ins Kalkül gezogen werden — das Problem einer härteren 
kollektiven Bestrafung dieser kriminellen Wirtschaftsein­
heiten tatsächlich in zugespitzter Weise. Gegenteilige 
„Rechtsauffassungen“ sind aus der Sicht der Profiteure 
nur zu verständlich. Auch in den Ländern, in denen gesetz­
liche Regelungen über derartige Formen strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit bereits bestehen, zeigt die Praxis der 
Durchsetzung oder besser der Nichtdurchsetzung dieser 
Verantwortlichkeitsformen die Schärfe des Abwehrkamp­
fes seitens der Schuldigen. Den Hauptaussagen des Gene­
ralberichts ist u. E. zuzustimmen, daß es unter den Bedin­
gungen des monopolistischen Konkurrenz- und Profit­
kampfes heutiger Zeit notwendig ist, die Entwicklung des 
Strafrechts diesen Bedingungen anzupassen und den neuen 
Kriminalitätserscheinungen mit neuen Formen der Straf­
verfolgung zu begegnen.5

Den Hauptbericht zu den Problemen der vergleichenden 
Kriminologie trug der sowjetische Rechtswissenschaftler 
Prof. Dr. K u d r j a w z e w  vor.6 Er gab einen umfassen­
den Einblick in die Probleme auf diesem Gebiet. Zum Be­
griff „vergleichende Kriminologie“ gibt es in den Natio­
nalberichten zwei Grundpositionen: Einmal versteht man 
darunter einen Vergleich, der auf verschiedene Länder an­
gewandt wird (u. a. I. Veren, Frankreich), und zum ande­
ren die Anwendung des Vergleichsverfahrens der Unter­
suchung.

Kudrjawzew definierte die vergleichende Kriminologie 
als das Studium krimineller Erscheinungen in verschiede-

Bei anderen gelesen

Datenmißbrauch durch BRD-Geheimdienste
Vor dem Landgericht Wiesbaden (BRD) fand kürzlich ein 
Zivilprozeß statt, den die Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch den Bundesminister des Innern, dieser 
vertreten durch den Präsidenten des Bundeskriminalamtes 
(BKA), Horst Herold, gegen den Rechtswissenschaftler 
und Datenschutzexperten Prof. Dr. Wilhelm Steinmüller 
(Regensburg) angestrengt hatte. Uber dieses Verfahren 
lasen wir in der antifaschistischen Wochenzeitung „die 
tat“ (Frankfurt am Main) vom 23. Februar 1979 u.a.:

Steinmüller hatte sich im vergangenen Jahr im Fernseh­
magazin „Report“ sowie im „Spiegel“ kritisch gegenüber der 
unkontrollierten Machtfülle des BKA geäußert. Wichtigster An­
griffspunkt Steinmüllers: das „in der Welt unerreichte“ Sicher- 
heits- und öberwachungssystem der Bundesrepublik, besonders 
in Gestalt der hochtechnisierten Datenspeicher des BKA und 
der bundesdeutschen Geheimdienste. Steinmüller hatte die 
These ausgesprochen, daß in der Bundesrepublik „nicht mehr 
nur mit scheinbarer Zwangsläufigkeit einige verbrecherische 
Anarchisten, sondern zugleich die Gesamtheit der Bundesbür­
ger kontrolliert wird“.

Angekreidet wurde dem Regensburger Juristen auch die 
Feststellung, es gebe heute bereits rechtlich und organisato­
risch einen „großen Verbund" zwischen „praktisch^der gesam­
ten öffentlichen Verwaltung und Teilen der Wirtschaft“ und 
dem perfekt technologisierten „Geheimbereich“. Herold hatte 
diesen Hinweis mit der fadenscheinigen Behauptung zu ent­
kräften versucht, es gebe lediglich einen Datenverbünd zwi­
schen dem BKA und den Landeskriminalämtern. Allgemein be­
kannt ist dagegen seit geraumer Zeit, daß es im Zuge sog. 
„Amtshilfe“ einen Datenaustausch zwischen dem Bundeskrimi­
nalamt und den drei Geheimdiensten der Bundesrepublik 
(Verfassungsschutz, Bundesnachrichtendienst und Militärischer 
Abschirmdienst) gibt. Gegenwärtig ist darüber hinaus der 
Computerverbund DISPOL im Aufbau begriffen, der diese Zu­
sammenarbeit auf technisch hochentwickelter Stufe vereinfa­
chen und intensivieren soll.

Bereits Anfang Januar hatte der Bundesbeauftragte für 
den Datenschutz, Hans Peter Bull, bei der Vorlage seines er­
sten Jahresberichts auf die bedrohliche „Tendenz zur Auswei­
tung der Datenspeicherung und Datenübermittlung" hingewie­
sen. Bull hatte nicht nur den Datenaustausch zwischen BKA 
und Geheimdiensten als bedenklich bezeichnet, sondern auch 
auf spektakuläre Versuche des Mißbrauchs von zentral gespei­
chertem Datenmaterial verwiesen: So hatten zwei Mitarbeiter 
einer Krankenkasse versucht, über 100 000 Daten von Versi­
cherten unter der Hand an private Versicherungen weiterzuver­
kaufen. Ebenso bedenklich sei die Praxis verschiedener Behör­
den, sich unter Berufung auf einen „übergesetzlichen Notstand" 
bei Ermittlungen der Sozialdaten der betroffenen Bürger zu 
bedienen.

In der Tendenz, die anhand solcher Praktiken zum Vor­
schein kommt, sieht Steinmülier eine Umkehrung des verfas­
sungsgemäßen Prinzips kriminalistischer Methoden: „Bisher 
war es ja so: wenn sie verdächtig waren, dann wurden sie 
untersucht. Jetzt aber wird nicht der Verdächtige untersucht, 
sondern es wird zunächst die Gesamtbevölkerung aufgenom­
men, und umgekehrt werden dann erst einige ausgesiebt, die 
sicher unverdächtig sind, und der Rest bleibt in der grauen 
Zone.“

nen Ländern mit einem ähnlichen oder wesentlich anderen 
politischen und sozial-ökonomischen System. Ziel dieser 
Analyse sei es, ein besseres Verständnis der Prozesse, die 
für die moderne Gesellschaft im ganzen und für die Län­
der mit verschiedenen gesellschaftlichen Systemen beson­
ders charakteristisch sind, zu erreichen, effektive Maßnah­
men zur Bekämpfung der Kriminalität zu entwickeln und 
die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Kriminalitätsbekämpfung zu fördern.

Bisherige vergleichende Studien (so z. B. vergleichende 
Untersuchungen im Rahmen von bilateralen wissenschaft­
lichen Forschungen zur Frauenkriminalität, Gewaltkrimi­
nalität und Jugendkriminalität) haben gezeigt, daß ein


